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Sehr geehrte Mandantinnen und Mandanten,

die ordnungsgemäße Bekanntgabe eines Verwaltungsakts,

beispielsweise eines Steuerbescheids, ist nicht nur eine Formalie,

sondern auch von erheblicher praktischer Bedeutung. So beginnt erst

mit der Bekanntgabe eine Rechtsbehelfsfrist zu laufen. Auch kann

man im Fall einer Steuernachzahlung ohne ordnungsgemäße

Bekanntgabe eines Bescheides nicht säumig werden. Ohne

Bekanntgabe daher auch keine Säumniszuschläge.

Wichtig zu wissen: Wird ein Steuerbescheid einem Steuerpflichtigen

bekanntgegeben und dabei eine von ihm erteilte

Bekanntgabevollmacht zu Gunsten seines Steuerberaters nicht

beachtet, ist die Bekanntgabe unwirksam! Der Bekanntgabemangel

wird durch die Weiterleitung des Steuerbescheids an den

Bevollmächtigten allerdings geheilt, wie der BFH schon früher

entschieden hat.

Ausgehend von diesen Grundsätzen gilt daher: Hat ein

Steuerpflichtiger seinen Bevollmächtigten schriftlich umfassend für

alle Steuerarten bevollmächtigt und ihm auch eine umfassende

Bekanntgabevollmacht erteilt, wird das Ermessen der

Finanzverwaltung hinsichtlich der Auswahl des

Bekanntgabeadressaten auf null reduziert. Jeder Bescheid, auch ein

solcher, bei dem eine neue Steuernummer vergeben wird, wie es

beispielsweise in Grunderwerbsteuerbescheiden der Fall ist, muss

somit über den Bevollmächtigten bekanntgegeben werden.

Leider zeigt sich der Fiskus jedoch noch uneinsichtig und hat Revision

beim Bundesfinanzhof eingelegt. Unter dem Aktenzeichen II R 10/22

müssen die obersten Finanzrichter der Republik nun prüfen, ob die

Empfangsvollmacht auch für neue Steuernummern gilt, wenn ein

Steuerberater ohne Einschränkung als Empfangsbevollmächtigter

bestellt wird. Bis zur Klärung ist davon auszugehen, dass der Fiskus in

ähnlichen Fällen durchaus falsch bekannt gibt. Betroffene sollten

daher auf etwaige Folgen achten!

In diesem Sinne wünschen wir Ihnen eine informative Lektüre

Großmann & Zacher Steuerberatungskanzlei

Preußerstraße 18 , 06217 Merseburg

Telefon: +49 3461-54190 | Telefax: +49 346-1541915

www.grossmann-zacher.de

bernadett.grossmann@grossmann-zacher.de
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Alle

Steuerzahler

Termine: Steuern und Sozialversicherung

11.04.

■
Umsatzsteuer

■
Lohnsteuer

■
Kirchensteuer zur Lohnsteuer

Die dreitägige Zahlungsschonfrist endet am 14.04. für den Eingang

der Zahlung.

Zahlungen per Scheck gelten erst drei Tage nach Eingang des Schecks

bei der Finanzbehörde (Gewerbesteuer und Grundsteuer: bei der

Gemeinde- oder Stadtkasse) als rechtzeitig geleistet. Um

Säumniszuschläge zu vermeiden, muss der Scheck spätestens drei

Tage vor dem Fälligkeitstag vorliegen.

Fälligkeit der Sozialversicherungsbeiträge April 2023

Die Beiträge sind in voraussichtlicher Höhe der Beitragsschuld

spätestens am drittletzten Bankenarbeitstag eines Monats fällig. Für

April ergibt sich demnach als Fälligkeitstermin der 26.04.2023.

Automatischer Informationsaustausch: Vorläufige

Staatenaustauschliste

Das Bundesfinanzministerium (BMF) hat eine vorläufige

Staatenaustauschliste für den automatischen Austausch von

Informationen über Finanzkonten in Steuersachen zum 30.09.2023

bekanntgemacht.

Nach den Vorgaben des

Finanzkonten-Informationsaustauschgesetzes (FKAustG) werden

Informationen über Finanzkonten in Steuersachen zum 30.09.2023

zwischen dem Bundeszentralamt für Steuern (BZSt) und der

zuständigen Behörde des jeweils anderen Staates im Sinne des § 1

Absatz 1 FKAustG automatisch ausgetauscht. Dem BZSt sind hierfür

von den meldenden Finanzinstituten die Finanzkontendaten zu den

meldepflichtigen Konten nach amtlich vorgeschriebenem Datensatz

elektronisch im Wege der Datenfernübertragung zum 31.07.2023 zu

übermitteln. Zu den Staaten im Sinne des § 1 Absatz 1 FKAustG, mit

denen der automatische Austausch von Informationen über

Finanzkonten in Steuersachen erfolgt, zählen laut BMF:

1. EU-Mitgliedstaaten aufgrund der Richtlinie 2011/16/EU,

2. Drittstaaten, die Vertragsparteien der von der Bundesrepublik

unterzeichneten Mehrseitigen Vereinbarung vom 29.10.2014

zwischen den zuständigen Behörden über den automatischen

Austausch von Informationen über Finanzkonten (BGBl. 2015 II

Seiten 1630, 1632) sind und diese in ihr nationales Recht

verpflichtend aufgenommen haben sowie Vertragsparteien des

Übereinkommens über die gegenseitige Amtshilfe in Steuersachen

(BGBl. 2015 II Seiten 966, 967) sind und die gewährleisten, dass sie

die Voraussetzungen des § 7 Absatz 1, insbesondere Buchstabe e der

Mehrseitigen Vereinbarung vom 29.10.2014 zwischen den

zuständigen Behörden über den automatischen Austausch von

Informationen über Finanzkonten erfüllen,

3. Drittstaaten, die Verträge mit der EU zur Vereinbarung des

automatischen Austauschs von Informationen über Finanzkonten im

Sinne der unter Nr. 1 angeführten Richtlinie 2014/107/EU

geschlossen haben, sowie

4. Drittstaaten, mit denen die Bundesrepublik Deutschland ein

Abkommen über den steuerlichen Informationsaustausch

geschlossen hat, nach dem ein automatischer Austausch von

Informationen erfolgen kann.

Mit dem Schreiben macht das BMF die Staaten im Sinne des § 1

Absatz 1 FKAustG bekannt, mit denen voraussichtlich der

automatische Datenaustausch zum 30.09.2023 erfolgen wird und

für welche die meldenden Finanzinstitute Finanzkontendaten zum

31.07.2023 dem BZSt zu übermitteln haben werden (vorläufige

FKAustG-Staatenaustauschliste 2023).

Zunächst werden laut BMF in die vorläufige

FKAustG-Staatenaustauschliste 2023 alle Staaten aufgenommen,

die sich zum automatischen Austausch von Informationen über

Finanzkonten in Steuersachen international bekannt haben. Sofern

diese alle rechtlichen und tatsächlichen Voraussetzungen für den

automatischen Informationsaustausch über Finanzkonten erfüllen,

würden diese nach Prüfung in die finale

FKAustG-Staatenaustauschliste 2023 übernommen. Die

Bekanntmachung einer finalen FKAustG-Staatenaustauschliste 2023

erfolge im Rahmen eines weiteren BMF-Schreibens bis

voraussichtlich Ende Juni 2023.

Die vorläufige FKAustG-Staatenaustauschliste 2023 stehe auf der

Internetseite des Bundeszentralamts für Steuern (www.bzst.bund.de)

zur Ansicht und zum Abruf bereit.

Bundesfinanzministerium, Schreiben vom 23.02.2023, IV B 6 - S

1315/19/10030 :051

file:///I:/Steuertipps/Gemeinsam/Mandantenbriefe%20+%20HP-Bauk%C3%A4sten/Valuenet/News%20und%20Erstellung%20Mandantenbrief/News%202023_03/www.bzst.bund.de
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Erdbeben in der Türkei und Syrien: BMF-Schreiben zu

steuerlichen Maßnahmen zur Unterstützung der

Opfer

Ein aktuelles Schreiben des Bundesfinanzministeriums (BMF) dreht

sich um die Behandlung steuerlicher Maßnahmen zur Unterstützung

der Opfer des Erdbebens in der Türkei und in Syrien.

Das Erdbeben in der türkisch-syrischen Grenzregion habe sehr großes

menschliches Leid und massive Schäden an der Infrastruktur

verursacht, heißt es in der Einführung des Schreibens. Zur

Unterstützung der Betroffenen in der Türkei und in Syrien werden

Verwaltungserleichterungen in dem Schreiben zusammengefasst. Sie

gelten laut BMF für Maßnahmen, die vom 06.02.2023 bis zum

31.12.2023 durchgeführt werden. Unter anderem eingegangen wird

auf den Nachweis steuerbegünstigter Zuwendungen, auf Maßnahmen

von steuerbegünstigten Körperschaften für durch das Erdbeben

geschädigte Personen und die steuerliche Behandlung von

Zuwendungen aus dem Betriebsvermögen.

Das ausführliche Schreiben ist auf den Seiten des BMF

(www.bundesfinanzministerium.de) als pdf-Datei verfügbar.

Einkommensteuerbescheide für 2022: Versand

startet ab Ende März 2023

Die ersten Steuerbescheide von Bürgern, die bereits ihre

Einkommensteuererklärung für das Jahr 2022 abgegeben haben,

treffen frühestens Ende März/Anfang April 2023 ein. Dies meldet das

Landesamt für Steuern (LfSt) Rheinland-Pfalz.

Grund sei, dass die gesetzlichen Fristen Arbeitgebern, Versicherungen

und anderen Institutionen bis zum 28. Februar eines Jahres Zeit

ließen, um der Finanzverwaltung die erforderlichen Daten, wie

Lohnsteuerbescheinigungen, Beitragsdaten zur Kranken- und

Pflegeversicherung, Altersvorsorge sowie Rentenbezugsmitteilungen,

zu übermitteln. Zudem stünden den Finanzämtern die

bundeseinheitlichen Programme zur Bearbeitung der

Einkommensteuererklärungen des Vorjahres in der Regel erst

frühestens ab Mitte März zur Verfügung.

Gleiches gelte für die Auszahlung der Energiepreispauschale (EPP) für

Arbeitnehmer, denen die die Pauschale nicht mit dem Arbeitslohn

ausgezahlt wurde. Diese erhalten die EPP über die Abgabe einer

Einkommensteuererklärung für das Jahr 2022. Eine Auszahlung

beziehungsweise Anrechnung auf die zu zahlende Einkommensteuer

werde daher ebenfalls erst frühesten ab Mitte März 2023 erfolgen

können.

Die Finanzämter bitten laut LfSt darum, von Nachfragen zum Stand

der Bearbeitung abzusehen. Der Bearbeitungsumfang und die

Bearbeitungsdauer der Erklärungen hingen vom jeweiligen Einzelfall

ab. Informationen zum Bearbeitungsstand fänden sich auf den

Internetseiten des jeweiligen Finanzamtes unter

"Bearbeitungsstand".

Die Finanzverwaltung empfehle, die Steuererklärung elektronisch zu

erstellen. Dies sei kostenlos über "Mein ELSTER" oder Software aus

dem Handel möglich. Vorteile sind laut LfSt unter anderen, dass die

Daten direkt im Finanzamt verfügbar sind und somit schneller

bearbeitet werden können. Auch könnten dem Finanzamt mithilfe

des Bescheinigungsabrufs bereits elektronisch vorliegende Daten in

die Steuererklärung übernommen werden. Diese Belege stünden

spätestens nach Ablauf der gesetzlichen Frist vollständig zur

Verfügung. Ein weiterer Vorteil sei, dass aus der Erklärung des

Vorjahres Daten übernommen werden können, sodass eine

vorausgefüllte Steuererklärung vorliegt.

Neu sei die Möglichkeit, Belege mit der App "Mein ELSTER+" per

Smartphone zu fotografieren und hochzuladen. Für die

Steuererklärung relevante Daten könnten übernommen werden.

Um ELSTER nutzen zu können, sei lediglich ein Benutzerkonto unter "

www.elster.de" anzulegen. Hilfe hierzu bietet laut LfSt eine

Klickanleitung auf den Internetseiten der Finanzämter und unter "

www.fin-rlp.de/elster".

Landesamt für Steuern Rheinland-Pfalz, PM vom 03.03.2023

http://www.elster.de/
http://www.fin-rlp.de/elster
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Unternehmer

Kriegsbeschädigte Infrastruktur in der Ukraine:

Steuererleichterung für Spenden für technische Hilfe

zur Reparatur

In Ergänzung seines Schreibens vom 17.03.2022 zu steuerlichen

Maßnahmen zur Unterstützung der vom Krieg in der Ukraine

Geschädigten hat das Bundesfinanzministerium (BMF) eine weitere

Regelung beschlossen: Bei einer unentgeltlichen Leistung, die

unmittelbar die Reparatur kriegsbeschädigter Infrastruktur in der

Ukraine zum Ziel hat, wird aus Billigkeitsgründen bis zum 31.12.2023

von der Besteuerung einer unentgeltlichen Wertabgabe abgesehen.

Dies umfasst laut BMF zum Beispiel die unentgeltliche Bereitstellung

von Baumaterialien, Baumaschinen, technischen Einrichtungen und

Personal jeweils einschließlich etwaiger Transportleistungen.

Beabsichtigt ein Unternehmer bereits beim Leistungsbezug, die

Leistungen ausschließlich und unmittelbar für die genannten Zwecke

zu verwenden, seien die entsprechenden Vorsteuerbeträge unter den

übrigen Voraussetzungen des § 15 Umsatzsteuergesetz im

Billigkeitswege entgegen Abschnitt 15.15 Absatz 1 des

Umsatzsteuer-Anwendungserlasses zu berücksichtigen. Die folgende

unentgeltliche Wertabgabe werde nach dem vorangegangenen

Absatz im Billigkeitswege nicht besteuert.

Bundesfinanzministerium, Schreiben vom 13.03.2023, GZ III C 2 - S

7500/22/10005 :005

Grenzüberschreitende Umwandlungen: Europaweit

kompatibles Verfahren geplant

Das Bundeskabinett hat auf Vorschlag von Bundesjustizminister

Marco Buschmann (FDP) den Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung

der Umwandlungsrichtlinie (UmRUG) beschlossen. Der

Regierungsentwurf dient der Umsetzung der Umwandlungsrichtlinie

über grenzüberschreitende Umwandlungen. Daneben enthält er eine

Reihe von Erleichterungen für innerstaatliche Umwandlungen von

Unternehmen.

Nach dem Regierungsentwurf soll für grenzüberschreitende

Verschmelzungen, Spaltungen und Formwechsel von

Aktiengesellschaften, Kommanditgesellschaften auf Aktien und

Gesellschaften mit beschränkter Haftung ein rechtssicheres

europaweit kompatibles Verfahren eingeführt werden, bei dem die

beteiligten Handelsregister digital miteinander kommunizieren.

Für grenzüberschreitende und für innerstaatliche Umwandlungen

sollen die Rechte der Minderheitsgesellschafter vereinheitlicht

werden. Die Ungleichbehandlung von Minderheitsgesellschaftern

übertragender und übernehmender Gesellschaften bei der

Verschmelzung werde beendet. Das Spruchverfahren soll künftig

beiden Gruppen von Minderheitsgesellschaftern zur Verfügung

stehen.

Aktiengesellschaften sollen die Möglichkeit erhalten, erforderliche

Anpassungen der Wertverhältnisse übertragender und

übernehmender Gesellschaften durch zusätzliche Aktien

auszugleichen. Das schone die Liquidität und erleichtere

Investitionen im Zuge von Umstrukturierungen, so das

Bundesjustizministerium.

Der Schutz der Gesellschaftsgläubiger im Umwandlungsverfahren

werde gestärkt und ihr Rechtsschutz effizient ausgestaltet.

Schließlich sollen Arbeitnehmer bei grenzüberschreitenden

Umwandlungen ihrer Arbeitgeber eigene Rechte auf frühzeitige und

umfassende Information über das Umwandlungsvorhaben erhalten,

um ihre Rechte effektiv wahrnehmen zu können.

Bundesjustizministerium, PM vom 28.02.2023

Schwerbehinderten-Ausgleichsabgabe bleibt als

Betriebsausgabe absetzbar

Die Bundesregierung plant derzeit nicht, die so genannte

Schwerbehinderten-Ausgleichsabgabe als Bußgeld auszugestalten

und ihre Absetzbarkeit als Betriebsausgabe abzuschaffen. Das geht

aus einer Antwort der Bundesregierung (BT-Drs. 20/5679) auf eine

Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (BT-Drs. 20/5447) hervor.

Die Fraktion hatte diesbezüglich auf entsprechende Forderungen der

Beauftragten für Menschen mit Behinderungen von Bund und

Ländern in ihrer "Erfurter Erklärung für einen inklusiven Arbeitsmarkt

2030" verwiesen.
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Wie die Bundesregierung ausführt, sieht der von ihr vorgelegte

Entwurf eines Gesetzes zur Förderung eines inklusiven Arbeitsmarkts

(BT-Drs. 20/5664) eine Erhöhung der Abgabe für Arbeitgeber, "die

trotz Beschäftigungspflicht keinen schwerbehinderten Menschen

beschäftigen, sowie eine Konzentration der Mittel auf den

allgemeinen Arbeitsmarkt vor".

Deutscher Bundestag, PM vom 22.02.2023

Kassen-Nachschau: Voraussetzungen für Übergang

zur Außenprüfung

Werden bei der Kassen-Nachschau dem Prüfer nicht die erbetenen

Unterlagen übergeben, ist dies ein Grund, den Übergang zur

Betriebsprüfung anzuordnen. Der Betriebsprüfer verwirkt nicht die

Möglichkeit des Übergangs, wenn er diesen nicht sofort anordnet,

sondern er dem Steuerpflichtigen zunächst die Chance einräumt, die

Unterlagen nachzureichen. Dies hat das Finanzgericht (FG) Hamburg

entschieden.

Weitere Voraussetzungen würden in § 146b Absatz 3

Abgabenordnung (AO) nicht normiert und seien auch nicht

erforderlich, heißt es in dem Urteil weiter. Der Steuerpflichtige sei

nicht schlechter gestellt als wenn er eine "normale"

Prüfungsanordnung gemäß § 196 AO erhalten hätte. Insbesondere

handele es sich bei dem § 146b Absatz 3 AO nicht um eine Norm mit

Bestrafungscharakter.

Nicht erforderlich sei, dass es sich bei den Feststellungen während der

Kassen-Nachschau um unstreitige Feststellungen handelt. Auch sei es

nicht die Verpflichtung des Innendienstes oder des Prüfers, der die

Kassen-Nachschau gemacht hat, nachträglich eingereichte

Unterlagen vollständig außerhalb einer Außenprüfung zu überprüfen.

Dies sei Aufgabe einer Außenprüfung. Es sei auch weder Aufgabe des

Gerichts, vorab im Rahmen der Überprüfung der

Übergangsanordnung selbst eine Belegprüfung durchzuführen, noch

sei es erforderlich, eine vollständige rechtliche Überprüfung der

streitigen Fragen im Rahmen dieses Gerichtsverfahrens vorzunehmen.

Eine Grenze ist laut FG Hamburg nur dann erreicht, wenn die

Feststellungen des Betriebsprüfers greifbar rechtswidrig sind.

Im zugrunde liegenden Fall führte der Beklagte am 15.09.2021 bei

der Klägerin, einer GmbH, eine Kassen-Nachschau gemäß § 146b

AO durch. Der Umfang der Nachschau beinhaltete die

Ordnungsmäßigkeit der Kassenführung. Die von den Prüfern

erbetenen Aufzeichnungen stellten die Mitarbeiter der Klägerin den

Prüfern nicht zur Verfügung. Sie begründeten dies damit, dass diese

Unterlagen im Büro des Geschäftsführers verschlossen seien und nur

dieser einen Schlüssel zu dem Büro habe. Die Prüfer übergaben eine

Liste der nachzureichenden Unterlagen. Die Klägerin übergab in der

Folgezeit die Unterlagen für die Kassen-Nachschau. Mit Bescheid

vom 11.10.2021 teilte der Beklagte der Klägerin den Übergang zu

einer Außenprüfung gemäß § 146b Absatz 3 AO mit.

Das Gericht hat die Klage als unbegründet abgewiesen, da die

Voraussetzungen für einen Übergang zu einer Außenprüfung gemäß

§ 146b Absatz 3 AO vorgelegen hätten. Die bei der

Kassen-Nachschau getroffenen Feststellungen hätten Anlass

gegeben, zu einer Außenprüfung überzugehen, weil bei der

Kassen-Nachschau den Prüfern nicht die erbetenen Unterlagen

übergeben worden seien. Es sei nicht zwingend, dass bereits in dem

Moment, in dem erklärt werde, dass die Unterlagen nicht

herausgegeben werden könnten, der Übergang zur Betriebsprüfung

angeordnet werde. Der Betriebsprüfer verwirke nicht die Möglichkeit

der Anordnung des Übergangs, wenn er diesen Übergang nicht sofort

anordne, sondern dem Steuerpflichtigen zunächst die Chance

einräume, die Unterlagen nachzureichen.

Es sei auch nicht erforderlich, so das FG, dass es sich hierbei um

unstreitige Feststellungen handele. Denn es sei weder Aufgabe des

Gerichts, vorab im Rahmen der Überprüfung der

Übergangsanordnung selbst eine Belegprüfung durchzuführen, noch

sei es erforderlich, eine vollständige rechtliche Überprüfung der

streitigen Fragen im Rahmen dieses Gerichtsverfahrens

vorzunehmen. Eine Grenze sei nur dann erreicht, wenn die

Feststellungen des Betriebsprüfers greifbar rechtswidrig seien.

Im Übrigen stehe die Anordnung des Übergangs zur Außenprüfung

gemäß § 146b Absatz 3 AO im Ermessen der Finanzverwaltung, das

durch das Gericht nur eingeschränkt überprüfbar sei. Die Revision

wurde nicht zugelassen. Die Klägerin hat

Nichtzulassungsbeschwerde eingelegt. Das Aktenzeichen beim

Bundesfinanzhof ist XI B 93/22.

Finanzgericht Hamburg: Urteil vom 30.08.2022, 6 K 47/22, nicht

rechtskräftig
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Kapital-

anleger

"Millionärsfonds": Steuerliche Privilegierung ist

zulässig

Das Investmentgesetz ermöglicht steuerliche Privilegierungen für

luxemburgische Spezialfonds in der bis zum 31.12.2017 geltenden

Fassung auch dann, wenn der Anleger maßgeblich oder allein faktisch

Einfluss auf die Verwaltung des Investmentfonds nimmt. Dies hat das

Finanzgericht (FG) Köln entschieden.

Der Kläger beteiligte sich im Jahr 2007 an einem nach Luxemburger

Recht aufgelegten thesaurierenden Investmentfonds. Dieser

ausländische Spezialfonds richtete sich ausschließlich an

institutionelle, professionelle und andere sachkundige Anleger im

Sinne des Artikel 2 Absatz 1 des Luxemburger Gesetzes vom

13.02.2007 über spezialisierte Investmentfonds. Die Auflage des

Fonds war auch als "Ein-Anleger-Fonds" möglich. Privatpersonen mit

einer Mindesteinlage von 1,25 Millionen Euro konnten alleinige

Anleger eines Spezialfonds sein (so genannte Millionärsfonds).

Veräußerungsgewinne aus diesen Spezialfonds waren aufgrund der

Regelungen im Investmentsteuergesetz grundsätzlich steuerfrei und

unterlagen als ausländische Erträge nicht der deutschen

Abgeltungssteuer.

Der Kläger erklärte in Höhe der im elektronischen Bundesanzeiger

veröffentlichten ausschüttungsgleichen Erträge seine Kapitalerträge

ohne inländischen Steuerabzug. Er gab an, dass er faktisch Einfluss auf

die Verwaltung des Investmentfonds genommen habe. Das Finanzamt

war nach steuerstrafrechtlichen Ermittlungen der Auffassung, der

Kläger habe die investmentsteuerlichen Privilegierungen zu Unrecht in

Anspruch genommen, da der von ihm gehaltene Spezialfonds nicht

alle Voraussetzungen des Fondsprivilegs nach dem

Investmentsteuergesetz erfülle. Insbesondere liege ein Verstoß gegen

den Grundsatz der Fremdverwaltung vor, weil die Verwaltung des

Spezialfonds faktisch beim Kläger als Anleger verblieben sei. Das

Finanzamt erhöhte daraufhin die erklärten Kapitalerträge.

Die hiergegen erhobene Klage war erfolgreich. Das FG Köln folgte der

Argumentation der Finanzverwaltung nicht. Der vom Finanzamt

angeführte Grundsatz der Fremdverwaltung ergebe sich nicht aus

dem Gesetz und könne auch nicht als ungeschriebenes

Tatbestandsmerkmal im Wege der Auslegung angenommen werden.

Durch Auslegung könnten keine rechtspolitischen Fehler korrigiert

werden. Dies sei mit Blick auf den Grundsatz der Gewaltenteilung

vielmehr Aufgabe des Gesetzgebers.

Die Entscheidung ist nicht rechtskräftig. Das Finanzamt hat die vom

Finanzgericht Köln gegen das Urteil zugelassene Revision eingelegt,

die unter dem Aktenzeichen VIII R 18/22 beim Bundesfinanzhof

geführt wird.

Finanzgericht Köln, Urteil vom 24.08.2022, 12 K 1540/19

Veräußerungsgewinne bei Kryptowährungen sind

steuerpflichtig

Veräußerungsgewinne, die ein Steuerpflichtiger innerhalb eines

Jahres aus dem Verkauf oder dem Tausch von Kryptowährungen wie

Bitcoin, Ethereum und Monero erzielt, unterfallen der Besteuerung

als privates Veräußerungsgeschäft. Dies hat der Bundesfinanzhof

(BFH) entschieden.

Im Streitfall hatte der Kläger verschiedene Kryptowährungen

erworben, getauscht und wieder veräußert. Im Einzelnen handelte es

sich um Geschäfte mit Bitcoins, Ethereum und Monero, die der

Steuerpflichtige privat tätigte. Im Streitjahr 2017 erzielte er daraus

einen Gewinn in Höhe von insgesamt 3,4 Millionen Euro.

Mit dem Finanzamt kam es zum Streit darüber, ob der Gewinn aus

der Veräußerung und dem Tausch von Kryptowährungen der

Einkommensteuer unterliegt. Die vom Steuerpflichtigen beim

Finanzgericht erhobene Klage war ganz überwiegend erfolglos.

Der BFH hat die Steuerpflicht der Veräußerungsgewinne aus Bitcoin,

Ethereum und Monero bejaht. Bei Kryptowährungen handele es sich

um Wirtschaftsgüter, die bei einer Anschaffung und Veräußerung

innerhalb eines Jahres der Besteuerung als privates

Veräußerungsgeschäft nach § 23 Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 des

Einkommensteuergesetzes (EStG) unterfallen.

Virtuelle Währungen (Currency Token, Payment Token) stellen nach

Auffassung des BFH ein "anderes Wirtschaftsgut" im Sinne des § 23

Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 EStG dar. Der Begriff des Wirtschaftsguts sei

weit zu fassen. Er umfasse neben Sachen und Rechten auch

tatsächliche Zustände sowie konkrete Möglichkeiten und Vorteile,

deren Erlangung sich ein Steuerpflichtiger etwas kosten lässt und die

nach der Verkehrsauffassung einer gesonderten selbstständigen

Bewertung zugänglich sind.
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Diese Voraussetzungen seien bei virtuellen Währungen gegeben.

Bitcoin, Ethereum und Monero seien wirtschaftlich betrachtet als

Zahlungsmittel anzusehen. Sie würden auf Handelsplattformen und

Börsen gehandelt, hätten einen Kurswert und könnten für direkt

zwischen Beteiligten abzuwickelnde Zahlungsvorgänge Verwendung

finden. Technische Details virtueller Währungen seien für die

Eigenschaft als Wirtschaftsgut nicht von Bedeutung, meint der BFH.

Erfolgen Anschaffung und Veräußerung oder Tausch der Token

innerhalb eines Jahres, unterfielen daraus erzielte Gewinne oder

Verluste der Besteuerung.

Das ist nach Ansicht des BFH auch verfassungsrechtlich nicht zu

beanstanden. Ein so genanntes strukturelles Vollzugsdefizit, das einer

Besteuerung entgegensteht, liege nicht vor. Es seien weder

gegenläufige Erhebungsregelungen vorhanden, die einer Besteuerung

entgegenstehen, noch lägen Anhaltspunkte vor, dass seitens der

Finanzverwaltung Gewinne und Verluste aus Geschäften mit

Kryptowährungen nicht ermittelt und erfasst werden können. Dass es

in Einzelfällen Steuerpflichtigen trotz aller Ermittlungsmaßnahmen

der Finanzbehörden (zum Beispiel in Form von

Sammelauskunftsersuchen) beim Handel mit Kryptowährungen

gelingt, sich der Besteuerung zu entziehen, könne kein strukturelles

Vollzugsdefizit begründen.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 14.02.2023, IX R 3/22

Zinsberechnung muss sich an Zinsreihe für

Bundeswertpapiere orientieren

Das Oberlandesgericht (OLG) Dresden hat das Urteil im

Musterfeststellungsverfahren der Verbraucherzentrale Sachsen e.V.

gegen die Ostsächsische Sparkasse verkündet. Danach ist die

Sparkasse verpflichtet, die Zinsanpassung für Sparverträge, die nicht

über eine wirksame Regelung zur Anpassung des variablen Zinses

verfügen, auf der Grundlage der Zinsreihe der Deutschen Bundesbank

für börsennotierte Bundeswertpapiere mit acht- bis 15-jähriger

Restlaufzeit vorzunehmen.

In dem Musterfeststellungsverfahren ging es um die Frage, wie

variable Zinsreihen in Prämiensparverträgen für den Verbraucher

transparent angepasst werden. Vertragliche Regelungen, die allein

auf Aushänge in den Kassenräumen verweisen, sind nicht wirksam.

Die Verbraucherzentrale hat die Feststellung der tatsächlichen und

rechtlichen Voraussetzungen für die Zinsberechnung bei

formularmäßigen Prämiensparverträgen der Ostsächsischen

Sparkasse begehrt, die diese beziehungsweise ihre

Rechtsvorgängerinnen ab 1993 bis Juni 2010 angeboten hatten.

Das OLG hat im Wege ergänzender Vertragsauslegung festgestellt,

dass die Zinsberechnung auf der Grundlage der Zinsreihe der

Deutschen Bundesbank der "Umlaufsrenditen inländischer

Inhaberschuldverschreibungen/Börsennotierte

Bundeswertpapiere/RLZ von über acht bis 15 Jahren/Monatswerte"

(derzeitige Kennung BBSIS.M.I.UMR.RD.

EUR.S1311.B.A604.R0815.R.A.A._Z._Z.A., vormals WU 9554)

vorzunehmen sei. Die Vornahme dieser Zinsanpassung habe unter

Wahrung des relativen Abstandes zwischen dem im jeweiligen

Vertrag bezifferten Zinssatz und dem Referenzzinssatz monatlich zu

erfolgen.

Der vertragliche Anspruch von Verbrauchern hinsichtlich des

Guthabens und der Zinsen aus den streitgegenständlichen

Prämiensparverträgen entstehe frühestens ab dem Zeitpunkt der

wirksamen Beendigung des jeweiligen Sparvertrages, so das OLG

weiter.

Gegen das Urteil ist die Revision zum Bundesgerichtshof statthaft.

Oberlandesgericht Dresden, Urteil vom 22.03.2023, 5 MK 1/22,

nicht rechtskräftig



Schaufenster Steuern

9

Immobilien-

besitzer

Grundsteuer: Neues Amtliches Handbuch ist online

Die Reform der Grundsteuer und der Bewertung von Grundbesitz

stellt diesen Steuerbereich auf vollständig neue Grundlagen. Das

Bundesfinanzministerium (BMF) hat deshalb alle wesentlichen

Informationen zum Thema in einem neuen Handbuch

zusammengestellt. Dieses ist laut BMF ab sofort auch in digitaler

Form verfügbar.

Das neue Amtliche Handbuch zur Grundsteuer bündele alle

relevanten Regelungstexte und unterstütze Praktiker zuverlässig bei

der steuerlichen Beratung.

Unter "www.bmf-grsth.de" gebe es einen schnellen Zugriff auf die

wichtigsten Auszüge aus dem Bewertungsgesetz, das

Grundsteuergesetz oder die Wohnflächenverordnung.

Bundesfinanzministerium, PM vom 03.03.2023

AfA von Gebäuden nach kürzerer tatsächlicher

Nutzungsdauer: BMF informiert über

Voraussetzungen und Nachweismethoden

In einem aktuellen Schreiben beschäftigt sich das

Bundesfinanzministerium (BMF) mit der Absetzung für Abnutzung

(AfA) von Gebäuden nach der kürzeren tatsächlichen Nutzungsdauer

gemäß § 7 Absatz 4 Satz 2 Einkommensteuergesetz (EStG).

Das Ministerium nimmt dabei zunächst auf ein Urteil des

Bundesfinanzhofes (BFH) vom 28.07.2021 Bezug, nach dem

Steuerpflichtige, die sich nach § 7 Absatz 4 Satz 2 EStG auf eine

kürzere tatsächliche Nutzungsdauer des Gebäudes berufen, sich jeder

Darlegungsmethode bedienen können, die im Einzelfall zur Führung

des erforderlichen Nachweises geeignet erscheint, soweit daraus

Rückschlüsse auf die maßgeblichen Determinanten (zum Beispiel

technischer Verschleiß, wirtschaftliche Entwertung, rechtliche

Nutzungsbeschränkungen) möglich sind (IX R 25/19).

Sodann geht das BMF auf die Grundsätze ein, die für die –

ausnahmsweise mögliche – Inanspruchnahme der AfA nach der

kürzeren tatsächlichen Nutzungsdauer gelten. Es stellt klar, dass es für

die für eine AfA nach der kürzeren tatsächlichen Nutzungsdauer eines

Rechtfertigungsgrundes bedarf und geht auf mögliche

Rechtfertigungsgründe ein. Auch werden die maßgeblichen Kriterien

für die Schätzung einer kürzeren tatsächlichen Nutzungsdauer

dargestellt und Methoden ihres Nachweises aufgeführt.

Das vollständige Schreiben steht auf den Seiten des BMF

(www.bundesfinanzministerium.de) als pdf-Datei zur Verfügung. Es

ist ab dem Zeitpunkt seiner Bekanntgabe im Bundessteuerblatt auf

alle offenen Fälle anzuwenden.

Bundesfinanzministerium, Schreiben vom 22.02.2023, IV C 3 - S

2196/22/10006 :005

Steuerliche Behandlung von Photovoltaikanlagen:

Anwendungsschreiben in Vorbereitung

Die Bundesregierung will zeitnah ein Anwendungsschreiben zur

steuerlichen Behandlung von Photovoltaikanlagen veröffentlichen.

Fragen im Zusammenhang mit der Steuerbefreiung dieser Anlagen

würden kurzfristig mit den Vertretern der obersten Finanzbehörden

der Länder erörtert, heißt es in der Antwort der Bundesregierung

(BT-Drs. 20/5683) auf eine Kleine Anfrage der CDU/CSU-Fraktion

(BT-Drs. 20/5428).

Auf die Frage der Abgeordneten, ob es sich bei der Grenze von 100

kW (Peak) um eine Freigrenze oder einen Freibetrag handelt, erklärt

die Bundesregierung, ihrer Ansicht nach handele es sich um eine

Freigrenze.

Deutscher Bundestag, PM vom 21.02.2023

Photovoltaikanlagen: Finales BMF-Schreiben zum

Nullsteuersatz liegt vor

Das Bundesfinanzministerium (BMF) hat ein finales Schreiben zum

Nullsteuersatz für bestimmte Photovoltaikanlagen veröffentlicht –

für den Deutschen Steuerberaterverband (DStV) mit "einigen

erfreulichen Anpassungen". Auch einer DStV Anregung sei das

Ministerium nähergetreten.

In der Praxis hätten sich seit der Einführung des Nullsteuersatzes

durch das Jahressteuergesetz 2022 Fragen gemehrt – etwa mit Blick

auf die Besteuerung von Nebenleistungen, so der DStV. Das

BMF-Schreiben benenne nun unter anderem typische

Nebenleistungen, die das Schicksal ihrer Hauptleistung, konkret der

Lieferung der Photovoltaikanlage teilen.

http://bmf-grsth.de/
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Im Vergleich zur Entwurfsfassung seien noch einige nützliche Beispiele

hinzugekommen, so der DStV weiter – etwa die Übernahme der

Anmeldung in das Marktstammdatenregister, die Bereitstellung von

Software zur Steuerung und Überwachung der Anlage, der Anschluss

eines Zweirichtungszählers, die Bereitstellung von Gerüsten, die

Lieferung von Befestigungsmaterial oder unter Umständen auch die

Erneuerung des Zählerschranks.

Bereits der Entwurf des BMF-Schreibens habe vereinfachende

Annahmen bei der Prüfung einzelner Tatbestände vorgesehen, zum

Beispiel mit Blick auf die konkreten Solarmodule und Speicher, die

dem Nullsteuersatz unterliegen können. Diese habe das BMF im Zuge

der Finalisierung seines Schreibens nochmals überarbeitet und

ergänzt.

Während der Entwurf noch vereinfachend unterstellt habe, dass

Solarmodule mit einer Leistung von "500 Watt und mehr" für

netzgekoppelte oder stationäre Inselanlagen eingesetzt werden, habe

das BMF in der finalen Version diesen Wert auf "300 Watt und mehr"

abgesenkt. Ferner habe es etwa für Photovoltaikanlagen mit einer

Leistung von nicht mehr als 600 Watt weitere

Nachweisvereinfachungen festgelegt.

Der DStV habe mit Blick auf das BMF-Entwurfsschreiben

insbesondere die vorgesehene Einschränkung der Entnahme von

Altanlagen aus dem Betriebsvermögen kritisiert. Der Entwurf habe

eine Beschränkung dahingehend vorgesehen, dass eine Entnahme nur

möglich sein sollte, wenn mindestens 90 Prozent des erzeugten

Stroms für nichtunternehmerische Zwecke verwendet werden.

Für diese restriktive Sicht fehlte aus Sicht des DStV eine

Rechtsgrundlage. Er hatte daher Nachbesserung gefordert. Zwar halte

auch das finale Schreiben im Grundsatz an der 90-Prozent-Grenze

fest, meldet der Verband jetzt. Jedoch werde die Voraussetzung etwas

abgemildert. So solle in den Fällen, in denen ein Teil des erzeugten

Stroms zum Beispiel in einer Batterie gespeichert wird, davon

auszugehen sein, dass der Betreiber mehr als 90 Prozent des mit der

Anlage erzeugten Stroms für unternehmensfremde Zwecke

verwendet. Dies würde dann die Entnahme (zum Nullsteuersatz)

ermöglichen.

Deutscher Steuerberaterverband e.V., PM vom 13.03.2023

Verkäufer einer Solaranlage muss nicht über

fehlende Notstromfunktion aufklären

Der Verkäufer einer Photovoltaikanlage muss den Käufer nicht ohne

Weiteres darüber aufklären, dass die verkaufte Anlage nur Strom

liefert, wenn auch das öffentliche Netz funktioniert. Dies hat das

Landgericht (LG) Frankenthal entschieden. Der Kaufpreisklage der

Firma gegen den Besteller einer Solaranlage gab es vollumfänglich

statt.

Ein Ehepaar wollte vom öffentlichen Stromnetz unabhängig sein und

ließ sich eine Photovoltaikanlage auf das Dach seines Wohnhauses

montieren. Damit die Anlage funktioniert, muss jedoch Strom aus

dem öffentlichen Netz bereitstehen. Bei Stromausfall schaltet sich

die PV-Anlage automatisch ab. Einheiten, die über eine so genannte

Notstrom- oder Inselfunktion verfügen, sind erheblich teurer, als das

bestellte und montierte System.

Das Ehepaar war der Ansicht, auf diesen Umstand hätte der Anbieter

der Anlage es hinweisen müssen. Dann hätte es für 5.000 Euro

Aufpreis ein anderes, notstromfähiges System bestellt. Jetzt bestehe

nur noch die Möglichkeit, die gelieferte Anlage umzurüsten – zu

nahezu dem dreifachen des ursprünglichen Aufpreises für diese

Funktion. Diese Mehrkosten seien vom Verkäufer zu tragen,

weswegen das Ehepaar in dieser Höhe die Zahlung des Kaufpreises

verweigerte.

Dem ist das LG nicht gefolgt. Es hat das Ehepaar zur Zahlung des

vollen Kaufpreises verurteilt. Der Verkäufer einer Photovoltaikanlage

müsse nicht von sich aus darüber aufklären, dass die Anlage nicht

über eine Sonderausstattung, wie eine Notstromfunktion verfüge.

Die Aufklärungs- und Beratungspflichten dürften nicht überspannt

werden. Dass die Eheleute bei den Vertragsverhandlungen

klargemacht hätten, dass es ihnen auf die Notstromfunktion

ankomme, haben sie nach Ansicht des LG nicht beweisen können.

Etwaige mögliche Energieengpässe könnten zwar zu einer anderen

Betrachtung führen. Diese seien im Kaufzeitpunkt aber noch kein

allgemeines Thema gewesen.

LG Frankenthal (Pfalz), Urteil vom 15.08.2022, 6 O 79/22, rkr
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Angestellte

Verfall von Urlaub aus gesundheitlichen Gründen:

Mitwirkungsobliegenheiten des Arbeitgebers

Der Anspruch auf gesetzlichen Mindesturlaub aus einem Urlaubsjahr,

in dem der Arbeitnehmer tatsächlich gearbeitet hat, bevor er aus

gesundheitlichen Gründen an der Inanspruchnahme seines Urlaubs

gehindert war, erlischt regelmäßig nur dann nach Ablauf eines

Übertragungszeitraums von 15 Monaten, wenn der Arbeitgeber ihn

rechtzeitig in die Lage versetzt hat, seinen Urlaub in Anspruch zu

nehmen. Dies folge aus einer richtlinienkonformen Auslegung des § 7

Absatz 1 und Absatz 3 Bundesurlaubsgesetz (BUrlG), so das

Bundesarbeitsgericht (BAG)

Der als schwerbehinderter Mensch anerkannte Kläger ist bei der

beklagten Flughafengesellschaft als Frachtfahrer im Geschäftsbereich

Bodenverkehrsdienste beschäftigt. In der Zeit vom 01.12.2014 bis

mindestens August 2019 konnte er wegen voller Erwerbsminderung

aus gesundheitlichen Gründen seine Arbeitsleistung nicht erbringen

und deshalb seinen Urlaub nicht nehmen. Mit seiner Klage hat er

unter anderem geltend gemacht, ihm stehe noch Resturlaub aus dem

Jahr 2014 zu. Dieser sei nicht verfallen, weil die Beklagte ihren

Obliegenheiten, an der Gewährung und Inanspruchnahme von Urlaub

mitzuwirken, nicht nachgekommen sei.

Die Vorinstanzen haben die Klage abgewiesen. Die Revision des

Klägers, die wegen streitiger Urlaubsansprüche aus weiteren Jahren

aus prozessualen Gründen zurückzuweisen war, hatte hinsichtlich des

Resturlaubs aus dem Jahr 2014 überwiegend Erfolg. Entgegen der

Auffassung der Beklagten sei der 2014 nicht genommene Urlaub des

Klägers nicht allein aus gesundheitlichen Gründen verfallen, so das

BAG.

Grundsätzlich seien Urlaubsansprüche nur dann am Ende des

Kalenderjahres (§ 7 Absatz 3 Satz 1 BUrlG) oder eines zulässigen

Übertragungszeitraums (§ 7 Absatz 3 Satz 3 BUrlG) erloschen, wenn

der Arbeitgeber den Arbeitnehmer zuvor durch Erfüllung so genannte

Aufforderungs- und Hinweisobliegenheiten in die Lage versetzt hat,

seinen Urlaubsanspruch wahrzunehmen, und der Arbeitnehmer den

Urlaub dennoch aus freien Stücken nicht genommen hat.

Besonderheiten bestünden, wenn der Arbeitnehmer seinen Urlaub aus

gesundheitlichen Gründen nicht nehmen konnte.

Nach bisheriger Senatsrechtsprechung seien die gesetzlichen

Urlaubsansprüche in einem solchen Fall – bei fortdauernder

Arbeitsunfähigkeit – ohne Weiteres mit Ablauf des 31. März des

zweiten Folgejahres untergegangen ("15-Monatsfrist"). Diese

Rechtsprechung habe das BAG in Umsetzung der Vorgaben des

Europäischen Gerichtshofs aufgrund der Vorabentscheidung vom

22.09.2022 (C-518/20 und C-727/20 – [Fraport]), um die ihn das

BAG durch Beschluss vom 07.07.2020 (9 AZR 401/19 (A)) ersucht

hatte, weiterentwickelt.

Danach verfalle weiterhin der Urlaubsanspruch mit Ablauf der

15-Monatsfrist, wenn der Arbeitnehmer seit Beginn des

Urlaubsjahres durchgehend bis zum 31. März des zweiten auf das

Urlaubsjahr folgenden Kalenderjahres aus gesundheitlichen Gründen

daran gehindert war, seinen Urlaub anzutreten. Für diesen Fall

kommt es laut BAG nicht darauf an, ob der Arbeitgeber seinen

Mitwirkungsobliegenheiten nachgekommen ist, weil diese nicht zur

Inanspruchnahme des Urlaubs hätten beitragen können.

Anders verhalte es sich jedoch, wenn der Arbeitnehmer – wie

vorliegend der Kläger – im Urlaubsjahr tatsächlich gearbeitet hat,

bevor er voll erwerbsgemindert oder krankheitsbedingt

arbeitsunfähig geworden ist. In dieser Fallkonstellation setze die

Befristung des Urlaubsanspruchs regelmäßig voraus, dass der

Arbeitgeber den Arbeitnehmer rechtzeitig vor Eintritt der

Arbeitsunfähigkeit in die Lage zu versetzt hat, seinen Urlaub auch

tatsächlich zu nehmen.

Der für das Jahr 2014 im Umfang von 24 Arbeitstagen noch nicht

erfüllte Urlaubsanspruch konnte danach laut BAG nicht allein

deshalb mit Ablauf des 31.03.2016 erlöschen, weil der Kläger nach

Eintritt seiner vollen Erwerbsminderung mindestens bis August 2019

aus gesundheitlichen Gründen außerstande war, seinen Urlaub

anzutreten. Der Resturlaub sei ihm für dieses Jahr vielmehr erhalten

geblieben, weil die Beklagte ihren Mitwirkungsobliegenheiten bis

zum 01.12.2014 nicht nachgekommen sei, obwohl ihr dies möglich

war.

Bundesarbeitsgericht, Urteil vom 20.12.2022, 9 AZR 245/19
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Abzug von Taxikosten für Fahrten zwischen Wohnung

und Arbeitsplatz lediglich in Höhe der

Entfernungspauschale

Ein Arbeitnehmer kann für seine Fahrten zwischen Wohnung und

Arbeitsplatz auch bei Nutzung eines Taxis lediglich in Höhe der

Entfernungspauschale Aufwendungen als Werbungskosten von der

Steuer absetzen. Dies stellt der Bundesfinanzhof (BFH) klar.

Aufwendungen eines Arbeitnehmers für Wege zwischen Wohnung

und der so genannten ersten Tätigkeitsstätte (zumeist dessen üblicher

Arbeitsplatz) sind grundsätzlich pauschal in Höhe von 0,30 Euro für

jeden Entfernungskilometer anzusetzen, unabhängig davon, welches

Verkehrsmittel genutzt wird. Eine Ausnahme gilt nach § 9 Absatz 2

Satz 2 Einkommensteuergesetz (EStG) jedoch bei der Benutzung

öffentlicher Verkehrsmittel. In diesem Fall darf der Arbeitnehmer

anstatt der Entfernungspauschale auch höhere tatsächliche Kosten

ansetzen.

Der BFH hatte nun die Frage zu klären, ob es sich bei einem Taxi um

ein solch begünstigtes öffentliches Verkehrsmittel handelt. Dies hat

er verneint. Zur Begründung hat er darauf abgestellt, dass der

Gesetzgeber bei Einführung der Ausnahmeregelung in § 9 Absatz 2

Satz 2 EStG eine Nutzung öffentlicher Verkehrsmittel im

Linienverkehr – insbesondere Bus und Bahn – und damit ein enges

Verständnis des Begriffs des öffentlichen Verkehrsmittels vor Augen

hatte. Ein Arbeitnehmer, der die Wege zwischen seiner Wohnung und

seiner ersten Tätigkeitsstätte mit einem "öffentlichen" Taxi

zurücklegt, könne seine Aufwendungen daher nur in Höhe der

Entfernungspauschale geltend machen.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 09.06.2022, VI R 26/20

Zeitarbeit: Für Mehrarbeitszuschläge auch

genommene Urlaubsstunden relevant

Für das Erreichen des Schwellenwertes, ab dem nach den

Bestimmungen des Manteltarifvertrags für die Zeitarbeit ein Anspruch

des Arbeitnehmers auf Mehrarbeitszuschläge besteht, sind nicht nur

die tatsächlich geleisteten Arbeitsstunden, sondern auch genommene

Urlaubsstunden zu berücksichtigen. Dies stellt das

Bundesarbeitsgericht (BAG) klar.

Der Kläger war bei der Beklagten als Leiharbeitnehmer in Vollzeit mit

einem Bruttostundenlohn im Jahr 2017 von 12,18 Euro beschäftigt.

Für das Arbeitsverhältnis der Parteien galt aufgrund beiderseitiger

Organisationszugehörigkeit der Manteltarifvertrag für die Zeitarbeit

in der Fassung vom 17.09.2013 (MTV). § 4.1.2. MTV bestimmt, dass

Mehrarbeitszuschläge in Höhe von 25 Prozent für Zeiten gezahlt

werden, die im jeweiligen Kalendermonat über eine bestimmte Zahl

geleisteter Stunden hinausgehen. Im Monat August 2017, auf den 23

Arbeitstage entfielen, arbeitete der Kläger 121,75 Stunden und nahm

zehn Tage Urlaub in Anspruch, die die Beklagte mit 84,7 Stunden

abrechnete. Mehrarbeitszuschläge leistete sie für diesen Monat

nicht.

Der Kläger verlangt mit seiner Klage Mehrarbeitszuschläge für die

über 184 Stunden hinausgehenden Stunden und meint, die für den

Urlaub abgerechneten Stunden seien einzubeziehen.

Die Vorinstanzen haben die Klage abgewiesen. Auf ein

Vorabentscheidungsersuchen des BAG (Beschluss vom 17.06.2020,

10 AZR 210/19 (A)) hat der Europäische Gerichtshof mit Urteil vom

13.01.2022 (C-514/20) entschieden, dass das Unionsrecht einer

tariflichen Regelung entgegensteht, nach der für die Berechnung, ob

und für wie viele Stunden einem Arbeitnehmer

Mehrarbeitszuschläge zustehen, nur die tatsächlich gearbeiteten

Stunden berücksichtigt werden, nicht aber die Stunden, in denen der

Arbeitnehmer seinen bezahlten Jahresurlaub in Anspruch nimmt.

Die Revision des Klägers hatte unter Zugrundelegung dieser

Entscheidung vor dem BAG Erfolg. Die tarifliche Regelung des § 4.1.2

MTV müsse bei gesetzeskonformer Auslegung so verstanden werden,

dass bei der Berechnung von Mehrarbeitszuschlägen nicht nur

tatsächlich geleistete Stunden, sondern auch Urlaubsstunden bei der

Frage mitzählen, ob der Schwellenwert, ab dem solche Zuschläge zu

zahlen sind, überschritten wurde. Anderenfalls wäre die Regelung

geeignet, den Arbeitnehmer von der Inanspruchnahme seines

gesetzlichen Mindesturlaubs abzuhalten, was mit § 1

Bundesurlaubsgesetz in seinem unionsrechtskonformen Verständnis

nicht vereinbar wäre.

Bundesarbeitsgericht, Urteil vom 16.11.2022, 10 AZR 210/19
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Familie und

Kinder

Höheres Elterngeld für Frauen nur bei

Einkommensverlusten wegen

schwangerschaftsbedingter Erkrankung

Einer schwangeren Frau steht kein höheres Elterngeld zu, wenn sie im

Bemessungszeitraum arbeitslos war und ihren bisherigen Beruf

schwangerschaftsbedingt nicht wieder aufnehmen konnte. Vielmehr

kommt die Gewährung eines höheren Elterngelds nur in Betracht,

wenn Ursache des geringeren Erwerbseinkommens eine

schwangerschaftsbedingte Erkrankung war. Das hat das

Bundessozialgericht (BSG) entschieden.

Die Klägerin könne nicht beanspruchen, dass die Monate der

Arbeitslosigkeit vor der Geburt ihres Kindes bei der

Elterngeldberechnung unberücksichtigt bleiben und durch frühere

Monate mit Erwerbseinkommen ersetzt werden, wie dies bei einer

schwangerschaftsbedingten Erkrankung vorgesehen ist. Eine solche

Erkrankung habe bei ihr nicht vorgelegen, so das BSG.

Die gesetzliche Regelung sei auch nicht entsprechend anzuwenden.

Hierfür fehle es an einer planwidrigen Regelungslücke im Gesetz. Der

Gesetzgeber habe abschließend geregelt, welche Tatbestände eine

Verschiebung des Bemessungszeitraums für die Berechnung des

Elterngelds ermöglichen. Dies gelte gerade auch im Hinblick auf

Einkommenseinbußen wegen Arbeitslosigkeit. Der Gesetzgeber habe

das wirtschaftliche Risiko von Arbeitslosigkeit bei der Regelung des

Elterngelds als Einkommensersatzleistung ohne Verfassungsverstoß

der Sphäre der Elterngeldberechtigten zuweisen dürfen.

Bundessozialgericht, Entscheidung vom 09.03.2023, B 10 EG 1/22 R

Adoption eines Erwachsenen nur unter strengen

Voraussetzungen möglich

Die Frage, ob eine Erwachsenenadoption stattfinden soll, hängt nicht

allein von den beteiligten Personen ab. Vielmehr sind die gesetzlichen

Voraussetzungen gerichtlich zu prüfen. Hierbei ist laut

Oberlandesgericht (OLG) Oldenburg ein strenger Maßstab anzulegen.

Nicht ausreichend sei etwa, dass Erbschaftssteuer gespart, dem

Adoptierten ein Aufenthaltsrecht oder den Annehmenden eine

günstige Pflegekraft beschafft werden soll.

Im konkreten Falle wollte ein Ehepaar seinen Urenkel adoptieren. Die

leibliche Mutter des Urenkels hatte dem zugestimmt. Das

Amtsgericht Bad Iburg hatte eine Adoption abgelehnt. Die

Großeltern und der Enkel hatten in der Beschwerdeinstanz beim

OLG keinen Erfolg. Eine Adoption müsse sittlich gerechtfertigt sein,

so das OLG. Zunächst sei eine starke innere Verbundenheit im Sinne

eines Eltern-Kind-Verhältnisses erforderlich, sowie eine gegenseitige

Verpflichtung, dauerhaft füreinander einzustehen. Dies sei hier zwar

gegeben.

Gegen ein Eltern-Kind-Verhältnis spreche im vorliegenden Fall aber

der erhebliche Altersunterschied und das intakte Verhältnis des

Urenkels zu seiner leiblichen Mutter. Eine gegenseitige

Unterstützung könne auch aus dem bereits bestehenden natürlichen

Verwandtschaftsverhältnis erfolgen. Es gebe zudem Anhaltspunkte

dafür, dass es vorwiegend um eine günstige Regelung des Nachlasses

gehen solle. Bei bestehenden Restzweifeln an einer sittlichen

Rechtfertigung sei eine Erwachsenenadoption in der Regel

abzulehnen. Vor diesem Hintergrund sei eine solche im vorliegenden

Fall abzulehnen.

Oberlandesgericht Oldenburg, Beschluss vom 14.11.2022, 11 UF

187/22, rechtskräftig

Erblindung nach Frühgeburt: Zum Anspruch auf

Schmerzensgeld und Schadensersatz

Bei Frühgeburten kann es zu nicht unerheblichen medizinischen

Komplikationen kommen. Eine enge ärztliche Betreuung ist für das

weitere Leben der betroffenen Kinder extrem wichtig. Der

Arzthaftungssenat des Oberlandesgerichts Oldenburg hat jetzt

einem frühgeborenen Kind ein Schmerzensgeld von 130.000 Euro

sowie Schadensersatzansprüche für materielle Schäden

zugesprochen.

Das klagende Kind war in der 25. Schwangerschaftswoche geboren

worden. Es bestand – wie bei allen Frühgeborenen – ein besonderes

Risiko für eine Netzhautablösung. Bis zur Entlassung aus dem

Krankenhaus drei Monate nach der Geburt wurde der Kläger

regelmäßig augenärztlich untersucht. Bei der Entlassung wurde eine

Kontrolle nach drei weiteren Monaten empfohlen. Bereits nach etwa

fünf Wochen stellte sich heraus, dass sich eine Netzhautablösung

entwickelt hatte. Das rechte Auge ist vollständig erblindet. Auf dem

linken Auge hat der Kläger eine hochgradige Sehbehinderung.
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Der Kläger machte geltend, es sei ein Fehler gewesen, eine

Kontrolluntersuchung erst drei Monate nach der

Krankenhausentlassung zu empfehlen. Das Landgericht Oldenburg

hat die Klage abgewiesen, weil es einen direkten Zusammenhang

zwischen dem späten Kontrolltermin und der Netzhautablösung nicht

für erwiesen hielt. Der Senat sah dies anders: Bei der Empfehlung, das

Kind erst in drei Monaten wieder einem Augenarzt vorzustellen,

handele es sich um eine fehlerhafte Sicherungsaufklärung. Nach den

Feststellungen des gerichtlichen Sachverständigen hätte die gebotene

deutlich frühere ärztliche Nachbegutachtung der Netzhaut zu einer

weiteren, erfolgreichen Behandlung geführt (z. B. Laserbehandlung).

Die Klinik hafte für den entstandenen Schaden.

Der Senat hat dem Kind ein Schmerzensgeld in Höhe von 130.000

Euro zugesprochen und ist damit deutlich über den Antrag des Klägers

hinausgegangen. Dieser hatte den Prozess auf der Grundlage von

Prozesskostenhilfe geführt und nur ein Schmerzensgeld in der

Größenordnung von 80.000 Euro verlangt. Das Kind werde sein

Leben lang auf Hilfen angewiesen sein. Außerdem schulde die

beklagte Klinik Schadensersatz für die materiellen Schäden, die nicht

durch die Sozialversicherungsträger übernommen werden.

Die Entscheidung ist nicht rechtskräftig. Der Senat hat die Revision

zugelassen.

OLG Oldenburg, Pressemitteilung vom 20.03.2023 zum Urteil 5 U

45/22 vom 01.03.2023 (nrkr)

Gebärdendolmetscher für gehörlose Schülerin auch

in einer Schule für Menschen mit Hörbehinderung

Assistenz für Schülerinnen und Schüler mit Behinderung beim Besuch

einer Schule ist Aufgabe der Eingliederungshilfe nach dem Neunten

Buch Sozialgesetzbuch, für die in Baden-Württemberg die Stadt- und

Landkreise als örtliche Träger der Jugend- bzw. Sozialhilfe zuständig

sind. Dies gilt jedoch nicht für den „pädagogischen Kernbereich“ des

Unterrichts, also die Vermittlung der nach dem jeweiligen

Bildungsplan des Landes Baden-Württemberg vorgegebenen

Lehrstoffs. Für diesen Bereich sind die Schulen bzw. das Land selbst

verantwortlich.

Vor diesem Hintergrund hat der 2. Senat des Landessozialgerichts

(LSG) Baden-Württemberg in einem Eilverfahren den Landkreis

Reutlingen verpflichtet, einer gehörlosen 13-jährigen Schülerin

vorläufig 16 Stunden Assistenz durch einen Gebärdendolmetscher

wöchentlich (zu einem voraussichtlichen Stundensatz von 85 Euro)

zu gewähren.

Die antragstellende Schülerin wohnt im Landkreis Reutlingen. Sie

besucht ein Sonderpädagogisches Bildungs- und Beratungszentrum

mit Förderschwerpunkt Hören. Sie kommuniziert in der Deutschen

Gebärdensprache (DGS). Allerdings sind nicht alle Lehrkräfte in ihrer

Schule gleichermaßen gebärdenkompetent, sodass sie oft nicht

verstanden wird. Hinzu kommt, dass die Lehrkräfte ihre eigenen

lautsprachlichen Äußerungen und ggfs. auch lautsprachliche

Äußerungen der Mitschüler in DGS übersetzen müssen, damit die

Antragstellerin sie versteht. Eine solche Doppelrolle als

Gesprächsführer und Dolmetscher verzögert den Unterrichtsverlauf,

sodass lautsprachliche Äußerungen für die Antragstellerin nur

zusammengefasst wiedergegeben werden. Dies erschwert ihre

Teilnahme am Unterricht.

Das LSG hat seine Entscheidung damit begründet, auf jeden Fall sei

die Übertragung lautsprachlicher Äußerungen, insbesondere anderer

Schüler, durch einen Gebärdendolmetscher eine Aufgabe der

Eingliederungshilfe. Das Dolmetschen gehöre nicht zum

pädagogischen Kernbereich, der Wissensvermittlung, sondern

sichere die eigentliche Arbeit der Lehrkraft nur ab. Dass die

Antragstellerin durch das Dolmetschen auch ihre Kenntnisse in der

DGS verbessere, sei nur ein Nebeneffekt. Es könne letztlich auch

nicht verlangt werden, dass andere Schüler für die Antragstellerin

dolmetschten.

Ferner weist das LSG darauf hin, dass die Vermittlung der DGS an

gehörlose Schüler zwar eine Leistung der Schule sei, die aber zurzeit

nicht ausreichend erbracht werde. Daher sei auch für diese Aufgabe,

allerdings nur nachrangig, die Eingliederungshilfe zuständig.

Insoweit, so das LSG am Rande, ständen dem Landkreis wegen der

Kosten des Gebärdendolmetschers möglicherweise

Regressansprüche zu.

Eine endgültige Entscheidung, ob der Landkreis Reutlingen als Träger

der Eingliederungshilfe die Kosten des Gebärdendolmetschers tragen

muss, wird erst in einem Hauptsacheverfahren (Klageverfahren) vor

dem Sozialgericht Reutlingen ergehen.

LSG Baden-Württemberg, Pressemitteilung vom 16.03.2023 zum

Beschluss L 2 SO 204/23 ER-B vom 01.03.2023

Powered by TCPDF (www.tcpdf.org)

http://www.tcpdf.org

